
47

NDV  1/2021AUS DEM DEUTSCHEN VEREIN

Fachausschuss „Rehabilitation und 
Teilhabe“
–nie– Die Umsetzung des Bundesteil-
habegesetzes sowie die Begleitung so-
zialpolitischer Vorhaben der Bundesre-
gierung, aber auch die Corona- 
Pandemie prägten die Arbeit des Fach-
ausschusses „Rehabilitation und Teilha-
be“ im Jahr 2020. So fanden die Sitzun-
gen im Mai, August und Oktober 
aufgrund der Covid-19 Pandemie in 
Form von Videokonferenzen statt.

In der auftaktbildenden Sitzung am 18. 
Februar 2020 stellte Dr. Stefan Dühring, 
Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabi-
litation, den Ende 2019 ersten veröffent-
lichten Teilhabeverfahrensbericht nach 
§ 41 SGB IX vor. Mit dem durch das Bun-
desteilhabegesetz eingeführten Teilha-
beverfahrensbericht soll erstmals eine 
einheitliche Erhebung von Daten zu Ver-
fahrensabläufen stattfinden und da-
durch die Zusammenarbeit der Träger 
und das Reha-Leistungsgeschehen 
transparenter gestaltet sowie Möglich-
keiten der Evaluation und Steuerung 
eröffnet und verfahrenshemmende Pro-
zesse besser erkannt werden. Das erste 
Berichtsjahr wurde als Übergangsphase 
angesehen. Die Datenerfassungen wur-
den mit einer geringen Anzahl an ausge-
wählten Pilotträgern vorgenommen. Ab 
dem Berichtsjahr 2019 sollen dann Da-
ten sämtlicher Träger erfasst und da-
durch die Repräsentativität erhöht wer-
den.

Des Weiteren stellte Robert Richard, Mi-
nisterium Arbeit, Soziales und Integra
tion des Landes Sachsen-Anhalt, das 
Förderprogramm „Örtliches Teilhabe
management“ des Landes Sachsen-An-
halt vor. Mit dem Programm können 
Kommunen Zuwendungen aus Mitteln 
des Europäischen Sozialfonds und des 
Landes Sachsen-Anhalt zur Entwick-
lung eines örtlichen Teilhabemanage-

ments beantragen. Ziel der Förderung 
ist es, Menschen mit Beeinträchtigun-
gen die umfassende gesellschaftliche 
und selbstbestimmte Teilhabe durch 
die Schaffung eines inklusiven Sozial-
raums zu ermöglichen. Gefördert wird 
die Einstellung von örtlichen Teilhabe-
manager/innen, welche an der Umset-
zung eines inklusiven Gemeinwesens 
unter den spezifischen Bedingungen 
vor Ort mitarbeiten. Ihre Aufgabe ist es 
insbesondere, Teilhabebedingungen 
vor Ort in allen Lebensbereichen zu 
analysieren und auf der Grundlage der 
erkannten Problemlagen und Defizite 
aus den individuellen Belangen und Be-
darfen der betreuten Menschen mit Be-
hinderungen konkrete Maßnahmen ab-
zuleiten.

Schwerpunkte der Sitzung am 5. Mai 
2020 waren der Austausch zwischen 
den Mitgliedern im Fachausschuss zu 
den aktuellen Entwicklungen im Zu-
sammenhang mit der Covid-19 Pande-
mie sowie die Beratung der Bestands-
aufnahme und der Empfehlungen des 
Deutschen Vereins zur selbstbestimm-
ten Teilhabe am Arbeitsleben von Men-
schen mit Behinderungen.

Die Berichte zur aktuellen Situation im 
Zusammenhang mit der Covid-19 Pan-
demie thematisierten insbesondere die 
unzureichende Ausstattung von Einrich-
tungen und Diensten der Eingliede-
rungshilfe mit Schutzausrüstung zu Be-
ginn der Pandemie. Gefordert wurden 
zudem klare Regelungen hinsichtlich 
der Finanzierung von entstandenen 
Mehraufwendungen für personelle und 
sachliche Ressourcen. Thema war auch 
die durch die Covid-19 Pandemie be-
schleunigte Digitalisierung in allen Le-
bensbereichen (z.B. Arbeitswelt, Schu-
le) und die Barrierefreiheit von digitalen 

Angeboten. Berichtet wurde auch über 
die wirtschaftliche Situation von Inklu-
sionsbetrieben, die von den Auswirkun-
gen der Covid-19 Pandemie besonders 
schwer betroffen sind, da die Rettungs-
schirme für diese zunächst nicht griffen. 
Gefordert wurde daher Unterstützung 
durch die Politik. Berichtet wurde au-
ßerdem über die Auswirkungen der an-
gespannten wirtschaftlichen Lage auf 
die Integrations- und Inklusionsämter, 
die deutliche Mindereinnahmen der 
Ausgleichsabgabe zu verzeichnen ha-
ben.

Intensiv und abschließend beraten wur-
den im Anschluss die Bestandsaufnah-
me und Empfehlungen zur selbstbe-
stimmten Teilhabe am Arbeitsleben von 
Menschen mit Behinderungen.

Die Empfehlungen des Deutschen Ver-
eins sollen dazu beitragen, die Teilhabe 
von Menschen mit Behinderungen am 
Arbeitsleben zu verbessern. Die Emp-
fehlungen erörtern ausgewählte we-
sentliche Leistungsangebote der beruf-
lichen Bildung und Teilhabe am 
Arbeitsleben, wobei Unterstützungs-
möglichkeiten für Menschen mit Behin-
derungen an der Grenze zwischen 
Werkstattberechtigung und allgemei-
nem Arbeitsmarkt im Fokus stehen. So 
werden neben den Werkstätten auch 
die mit dem Bundesteilhabegesetz neu 
eingeführten Instrumente des Budgets 
für Arbeit und der anderen Leistungsan-
bieter näher beleuchtet. Die Empfehlun-
gen nehmen darüber hinaus weitere An-
gebote der Teilhabe am Arbeitsleben in 
den Blick, die einen besonderen Status, 
z.B. eine Schwerbehinderung, voraus
setzen, wie etwa Inklusionsbetriebe. Aus-
gehend von der Bestandsaufnahme wer-
den Handlungsempfehlungen zur 
Umsetzung und Weiterentwicklung der 
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Unterstützungsangebote für die gleich-
berechtigte und selbstbestimmte Le-
bensführung von Menschen mit Behin-
derungen aufgezeigt. Der Deutsche 
Verein betont insbesondere die Not-
wendigkeit, die Zusammenarbeit der 
beteiligten Akteure entsprechend der 
Grundsätze der trägerübergreifenden 
Kooperation und Koordination von 
Leistungen nach Teil 1 des SGB IX zu 
stärken. Die Empfehlungen nehmen 
auch Bezug zur Einbindung der Selbst-
hilfe und Interessenvertretungen im Be-
reich der Teilhabe am Arbeitsleben, de-
ren Finanzierung ausreichend gesichert 
werden sollte. Ein weiteres Augenmerk 
liegt auf Handlungsoptionen für junge 
Menschen mit (drohender) Behinde-
rung oder Unterstützungsbedarf, um 
ihre Chancen beim Übergang von der 
Schule in den Beruf und damit ihre Le-
bens- und Teilhabeperspektiven zu ver-
bessern.

In der Sitzung vom 11. August 2020 stell-
te Anja Mlosch, Deutscher Verein, den 
betreuungsrechtlichen Teil der Stel-
lungnahme der Geschäftsstelle des 
Deutschen Vereins zum Entwurf eines 
Gesetzes zur Reform des Vormund-
schafts- und Betreuungsrechts vor. Die 
Reform sieht insbesondere eine grund-
legende Neustrukturierung und Moder-
nisierung des Betreuungsrechts vor, 
welches die Selbstbestimmung und die 
Autonomie unterstützungsbedürftiger 
Menschen im Vorfeld und innerhalb ei-
ner rechtlichen Betreuung im Sinne von 
Art. 12 UN-Behindertenrechtskonven
tion stärken soll. So sollen das Ehren-
amt und die Betreuungsvereine mit den 
vorgesehenen Neuregelungen gestärkt 
werden und die Rechte und Pflichten 
der Betreuungsvereine und Betreu-
ungsbehörden in einem neuen Betreu-
ungsorganisationsgesetz geregelt wer-
den. Der Vorrang der Wünsche der 
Betreuten wird als zentraler Maßstab für 
die Betreuerauswahl, insbesondere für 
deren Eignung, normiert. Außerdem 
werden klarstellende Änderungen zur 
weiteren Ausgestaltung der Schnittstel-
le von rechtlicher Betreuung und Sozi-

alleistungen vorgenommen, vor allem 
durch die Stärkung des betreuungs-
rechtlichen Erforderlichkeitsgrundsat-
zes. In der Stellungnahme der Ge-
schäftsstelle wurden ausgewählte 
wesentliche Punkte des Referentenent-
wurfs angesprochen, u.a. zu den Rege-
lungen zur Schnittstelle von rechtlicher 
Betreuung und Sozialleistungen, den 
Regelungen zum Ehrenamt sowie den 
Betreuungsvereinen.

Dr. Schmidt-Ohlemann, Vorsitzender 
der Deutschen Vereinigung für Rehabili-
tation e.V. (DVfR), berichtete über den 
Konsultationsprozess der DVfR „Teilha-
be und Inklusion in Zeiten der SARS-
CoV-2-Pandemie – Auswirkungen und 
Herausforderungen“. Anlass für diesen 
Konsultationsprozess ist das Vorhaben 
der DVfR, die kurz-, mittel- und langfris-
tigen Folgen der Covid-19 Pandemie für 
das System der Rehabilitation und die 
Teilhabe von Menschen mit Behinde-
rungen vor dem Hintergrund der Ein-
schränkungen im Hinblick auf Rehabili-
tationsangebote zu ermitteln und 
mögliche Handlungsoptionen für die 
Akteure zur Sicherung der Teilhabe zu 
erarbeiten. Der Konsultationsprozess 
soll die Einschätzung der Mitglieder ein-
holen und zentrale Tendenzen identifi-
zieren. U.a. sollen die Herausforderun-
gen der zu erwartenden Änderungs- 
prozesse betrachtet werden, z.B. inwie-
weit Angebote sich verändern und ange-
passt werden müssen und eventuell IT-
gestützte Angebote erforderlich werden. 
Der Konsultationsprozess ist fortlau-

fend. Ein erster Bericht ist für Ende 2020 
geplant.

Abschließend stellten René Ruschmeier 
und Lukas Risch, Kienbaum Consul-
tants International GmbH, den For-
schungsbericht zur Implementations-
studie zur Einführung von Instrumenten 
zur Ermittlung des Rehabilitationsbe-
darfs nach § 13 SGB IX vor. Vorrangiges 
Ziel der Implementationsstudie sei, ei-
nen Überblick über das Gesamtsystem 
zu geben, wie die Verpflichtungen aus 
§ 13 SGB IX umgesetzt werden. Die Stu-
die nimmt dabei den Stand sowie be-
stehende Herausforderungen der Um-
setzung bei den Rehabilitationsträgern 
in den Blick und zeigt erste Handlungs-
empfehlungen für die Rehabilitations-
träger auf. So sind die internen Verwal-
tungsverfahren bei den einzelnen 
Trägern weitestgehend standardisiert. 
Herausforderungen bestehen im Hin-
blick auf eine ganzheitliche Bedarfser-
mittlung und die trägerübergreifende 
Einheitlichkeit. Die eingesetzten Instru-
mente erlauben die Erhebung der ein-
heitlichen Maßstäbe nach § 13 SGB IX 
insbesondere in komplexen Bedarfser-
mittlungsfällen nur bedingt, in der Re-
gel ist eine medizinische Begutachtung 
erforderlich. Entwicklungspotenzial 
wird insbesondere in der ICF-Orientie-
rung und dem trägerübergreifenden 
Austausch gesehen. Auch personelle 
Ressourcen und der Datenschutz stel-
len zentrale Herausforderungen dar.

In der letzten Sitzung am 27. Oktober 
lag der Schwerpunkt auf der Beratung 
der Stellungnahmen des Deutschen 
Vereins zum Gesetzentwurf der Bundes-
regierung zur Reform des Vormund-
schafts- und Betreuungsrechts sowie 
zum Referentenentwurf eines Gesetzes 
zur Stärkung von Kindern und Jugendli-
chen (Kinder- und Jugendstärkungsge-
setz – KJSG).

Der Entwurf der Stellungnahme des 
Deutschen Vereins zum Gesetzentwurf 
der Bundesregierung zur Reform des 
Vormundschafts- und Betreuungs-

Von den hauptamtlichen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern des Deutschen Vereins 
haben außer den vollständig genannten 
zu dieser Ausgabe beigetragen:
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rechts, in den Anja Mlosch, Deutscher 
Verein, einführte, basiert auf der Stel-
lungnahme der Geschäftsstelle zu dem 
vorangegangenen Referentenentwurf, 
die bereits im Fachausschuss vorge-
stellt wurde.

Die Stellungnahme zum Referentenent-
wurf eines Gesetzes zur Stärkung von 

Kindern und Jugendlichen (Kinder- und 
Jugendstärkungsgesetz – KJSG), die in 
der AG SGB VIII-Reform diskutiert wur-
de, wurde dem Fachausschuss „Rehabi-
litation und Teilhabe“ zur Mitberatung 
vorgelegt. Die Mitberatung beschränkte 
sich schwerpunktmäßig auf die Rege-
lungen zur geplanten inklusiven Lösung 
im SGB VIII. Die Beratung im federfüh-

renden Fachausschuss Jugend und Fa-
milie erfolgte am 5. November 2020.

Ausschreibung 2021

Cäcilia–Schwarz–Förderpreis für Innovation  
in der Altenhilfe

Zielsetzung 

Unser Preis wendet sich an Nachwuchswissenschaftlerin-
nen und -wissenschaftler, die in ihrer Masterarbeit, 
Dissertation, Habilitation oder einer anderen bedeuten-
den wissenschaftlichen Arbeit innovative Entwicklungen 
und neue Erkenntnisse darstellen, mit denen älteren 
Menschen für lange Zeit ein hohes Maß an selbstständiger 
Lebensweise ermöglicht werden kann. Der Preis kann 
Einzelpersonen und Forschergruppen zuerkannt werden. 
„Der Preis war für mich und meinen Weg sehr bedeutsam“, 
schrieb uns eine der Preisträgerinnen.

Anforderungen 

Die Arbeit kann aus den Gebieten Geriatrie, Gerontologie, 
Pflege- und Therapiewissenschaft, Sozialwissenschaft, 
Gesundheitswissenschaft und verwandten Disziplinen 
stammen und muss dem wissenschaftlichen Anspruch 
und der Zielsetzung des Förderpreises entsprechen. Die 
Arbeiten können als Monographie oder als kumulative 
Arbeit angelegt sein.

Vergabe und Dotierung 

Im Verleihungsjahr 2021 stehen bis zu 10.000 € zur 
Verfügung.

Bewerbung

Eingereicht wird zunächst nur eine Kurzfassung oder 
Dokumentation der Arbeit. Die Bewerberin oder der 
Bewerber soll darin verdeutlichen, in welcher Weise die 
erarbeiteten Erkenntnisse Innovationen in der Altenhilfe 
anstoßen und dazu beitragen können, das Wohlergehen, 
die Selbständigkeit und Unabhängigkeit älterer Menschen 
zu fördern und welche wissenschaftlichen Methoden 
angewandt worden sind. 

Einreichungsfrist 

Die Frist zur Einreichung der Kurzfassung einschließlich 
des Bewerbungsschreibens und des Kurzgutachtens 
endet am 31. März 2021. Es gilt der Eingangsstempel.

Bewerbungen und Rückfragen richten Sie bitte an die 
Koordinierungsstelle des Cäcilia-Schwarz-Preis im 
Deutschen Verein:
Barbara Kahler, Deutscher Verein für öffentliche und 
private Fürsorge e.V., Michaelkirchstraße 17/18, 10179 
Berlin-Mitte, E-Mail: kahler@deutscher-verein.de
Den Text der Ausschreibung finden Sie auch auf der 
Internetseite des Deutschen Vereins für öffentliche und 
private Fürsorge e. V. unter: https://www.deutscher-verein.
de/de/caecila-schwarz-foerderpreis

https://www.deutscher-verein.de/de/caecila-schwarz-foerderpreis
https://www.deutscher-verein.de/de/caecila-schwarz-foerderpreis
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